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Der Kulturgüterschild
Das Kennzeichen des Haager Abkommens für den
Schutz von Kulturgut bei bewaffenten Konflikten

Von Dr. Sam Streiff, Bern

Eine Besonderheit des Kulturgüterschutzes

bei bewaffneten Konflikten
ist die Verwendung eines internationalen

Schutzzeichens, das im
Kriegsvölkerrecht verankert ist. Während
das Rotkreuzzeichen seit 1863
bekannt ist und seit mehr als einem
Jahrhundert anerkannt wird, besteht
der Kulturgüterschild, das
völkerrechtliche Kennzeichen des Haager
Abkommens für den Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten,

erst seit dem 14. Mai 1954. Diesem

Schutzzeichen kommt im Rahmen

des Kriegsrechtes eine ähnliche
Bedeutung zu wie dem Rotkreuzzeichen.

Die Schweiz ist dem erwähnten Haager

Abkommen mit Wirkung ab
15. August 1962 beigetreten und
somit verpflichtet, im Sinne von Artikel

25 «für die weitestmögliche
Verbreitung des Wortlautes dieses
Abkommens und seiner
Ausführungsbestimmungen» zu sorgen. Dazu
gehören auch die Vorschriften über das
Kennzeichen des Haager Abkommens,

die durch entsprechende
Bestimmungen landesrechtlicher Natur
ergänzt worden sind. Mit dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes vom
6. Oktober 1966 über den Schutz der
Kulturgüter bei bewaffneten
Konflikten und seiner Vollziehungsverordnung

auf 1. Oktober 1968 ist
insbesondere das Verfahren für die Zu-
erkennung des Kulturgüterschildes
als Schutzzeichen bestimmter
Kulturgüter und für die Ausfertigung
der in Artikel 17, Absatz 4, des Haager

Abkommens vorgeschriebenen
Ermächtigung zum Anbringen des
Kulturgüterschildes an einem
unbeweglichen Kulturgut geregelt.
Die Aufklärung über den Kulturgüterschild

als völkerrechtliches
Schutzzeichen ist deshalb besonders
wichtig, weil die Kantone Vorschläge
für die Zuerkennung des Schutzzeichens

des Haager Abkommens
einzureichen haben, die in der Folge
durch die zuständigen eidgenössischen

Stellen geprüft und behandelt
werden müssen. Ueberdies ist im
Kolloquium europäischer Experten
über die Anwendung des Haager Ab¬

kommens für den Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten,
das Ende Oktober 1969 in Zürich
stattfand und an dem sich 23 Experten

aus 14 Ländern beteiligten, unter
anderem das Kennzeichnen von
Kulturgütern mit dem Kulturgüterschild
einlässlich behandelt worden. Dabei
ging es vor allem darum, die Vereinbarkeit

dieser Kennzeichnung mit
der militärischen Kriegführung
abzuklären.

Milderung der Kriegführung und der
Kriegsfolgen

Um sich mit diesem Problem erfolgreich

auseinandersetzen zu können,
muss man sich dessen bewusst sein,
dass das Recht der Kriegführung
gegenüber den humanisierenden Normen

des Kriegsvölkerrechtes den
Vorrang hat. Das will heissen, dass
die völkerrechtlichen Bestimmungen
zur Milderung der Kriegführung und
der Kriegsfolgen die Wirksamkeit
der militärischen Kriegführung nicht
erheblich gefährden oder gar
verunmöglichen dürfen. Der Grundgedanke

des Kellogg-Paktes vom Jahre
1928, Kriege durch ein Kriegsverbot
zu verhindern, erwies sich in der
Folge als ideale, aber wirklichkeitsfremde

Bestrebung. Realisierbar
hingegen ist eine in verhältnismässig
engen Grenzen gehaltene Milderung
der Kriegführung, die der militärischen

Notwendigkeit gebührend
Rechnung trägt. Das Kriegsrecht
gestattet es dem Kriegführenden nicht,
jedes beliebige Kriegsmittel
hemmungslos anzuwenden; es verbietet
Mittel und Methoden der Kriegführung,

die militärisch wertlos sind
oder die Zerstörungen, Verwüstungen

und Leiden hervorrufen, die zu
ihrem militärischen Nutzen in
keinem angemessenen Verhältnis
stehen. So stellt denn das Kriegsrecht
einen Kompromiss dar zwischen dem
Prinzip der Kriegsnotwendigkeit und
den Grundsätzen der Ritterlichkeit
und Humanität. Damit ist aber auch
schon angedeutet, wie problematisch
sich die Anwendung der die
Kriegführung und die Kriegsfolgen mil¬

dernden Verbots- und Gebotsnormen
gestaltet und wie unvollkommenes
Recht das Kriegsvölkerrecht
schlechthin ist.
Das gilt nicht nur für die vier Genfer

Abkommen vom 12. August 1949

zum Schutze der Kriegsopfer,
sondern auch für das Haager Abkommen

vom 14. Mai 1954 für den Schutz
von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten sowie vornehmlich für das
Haager Abkommen vom 18. Oktober
1907 betreffend die Gesetze und
Gebräuche des Landkrieges, dessen
Anlage, die sogenannte Haager
Landkriegsordnung, die wesentlichen
Bestimmungen über den Begriff des
Kriegführenden, über die Feindseligkeiten

und über die militärische
Gewalt auf besetztem feindlichem
Gebiet enthält. Als grundlegende Norm
des Kriegsrechtes darf wohl Artikel
22 der Haager Landkriegsordnung
angesehen werden, der folgender-
massen lautet: «Die Kriegführenden
haben kein unbeschränktes Recht in
der Wahl der Mittel zur Schädigung
des Feindes.» Dieser Leitgedanke ist
wegweisend auch für das Haager
Abkommen für den Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten.

Ein «rotes Kreuz der Kulturgüter»

Alle Kulturgüter, die mit der
Bestimmung des Begriffes «Kulturgut»
gemäss Artikel 1 des Haager
Abkommens 1954 erfasst werden,
gemessen den völkerrechtlichen
Schutz, und zwar ohne Rücksicht auf
Herkunft oder Eigentumsverhältnisse

und ungeachtet des Umstandes, ob
sie mit dem internationalen
Kennzeichen, dem Kulturgüterschild,
ausgestattet sind oder nicht. Dennoch
bestimmt Artikel 6 dieses Abkommens,

dass Kulturgut mit dem blau-
weissen Schild versehen werden
kann, doch hat diese Kennzeichnung
lediglich die Bedeutung, die Feststellung

von Kulturgut zu erleichtern.
Das internationale Kennzeichen der
Bergungsorte für bewegliches
Kulturgut, der Baudenkmäler und der
Denkmalzentren, gleichsam ein «rotes

Kreuz der Kulturgüter», ist auch
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das Schutzzeichen des Personals, das
mit dem Schutz von Kulturgut oder
mit Ueberwachungsaufgaben des
Haager Abkommens 1954 betraut ist.
Im folgenden wird aber nur die Rede
sein vom Kulturgüterschild zur
Kennzeichnung von Kulturgütern.
Wie bereits erwähnt, geniessen
Kulturgüter den völkerrechtlichen
Schutz ohne Rücksicht darauf, ob sie
mit dem Kulturgüterschild
kenntlichgemacht sind oder nicht; denn
die Bestimmungen des Artikels 4

verpflichten die Vertragsparteien
ganz allgemein, das auf ihrem eigenen

Hoheitsgebiet oder auf dem
Hoheitsgebiet anderer Vertragsparteien
befindliche Kulturgut zu respektieren,

indem sie es unterlassen, dieses
Gut, die zu dessen Schutz bestimmten

Einrichtungen und die unmittelbare

Umgebung für Zwecke zu
benutzen, die es im Falle bewaffneter
Konflikte der Vernichtung oder
Beschädigung aussetzen könnten, und
indem sie von allen gegen dieses Gut
gerichteten feindseligen Handlungen
Abstand nehmen. Von dieser
Verpflichtung darf nur in denjenigen
Fällen abgewichen 'werden, in denen
die militärische Notwendigkeit dies
zwingend erfordert. Absolut und
unabdingbar hingegen ist das Verbot
von Diebstahl, Plünderung oder
anderer widerrechtlicher Inbesitznahme

von Kulturgut sowie jede sinnlose
Zerstörung solchen Gutes.

Im Gegensatz zum Rotkreuzzeichen
wird der blau-weisse Kulturgüterschild

graduell abgestuft verwendet,
nämlich einzeln angebracht beim
Normalschutz oder dann dreifach
wiederholt, in Dreiecksanordnung
mit einem Schild unten, für
unbewegliches Kulturgut unter Sonderschutz,

für Transporte von Kulturgütern

und für improvisierte
Bergungsorte unter den in den
Ausführungsbestimmungen des Haager
Abkommens vorgesehenen Bedingungen.

Ist ein unbewegliches Kulturgut mit
dem Kulturgüterschild gekennzeichnet,

um seine Feststellung zu
erleichtern, so besagt dies gleichzeitig,
dass es nicht für Zwecke benutzt
wird, die es bei einem bewaffneten
Konflikt der Vernichtung oder
Beschädigung aussetzen könnten. Eine
solche Stätte darf insbesondere nicht
für irgendwelche militärische Zwek-
ke verwendet werden, darf also weder

von Angehörigen der Streitkräfte
besetzt oder sonstwie beansprucht

werden noch der Einlagerung,
Herstellung oder Reparatur von
Kriegsmaterial dienen. Diese Voraussetzungen

können zutreffen für Denkmalzentren,

das heisst Orte, die in
beträchtlichem Umfange Kulturgut
aufweisen, für Baudenkmäler von
historischem oder künstlerischem
Wert, für archäologische Stätten, für
irgendwelche Gebäude, die zur
Hauptsache und tatsächlich der
Erhaltung oder Ausstellung bewegli¬

cher Kulturgüter dienen, wie
Museen, Bibliotheken und Archive, für
Kulturgüter-Schutzräume sowie für
andere unbewegliche Kulturgüter.
Mit der Kennzeichnung eines Schlosses

zum Beispiel wird bekundet, dass
nicht nur dieses Baudenkmal und
die zu dessen Schutz bestimmten
Einrichtungen, sondern auch seine
unmittelbare Umgebung nicht für
militärische Zwecke verwendet werden.

Aus den dargelegten Gründen
ist der Kulturgüterschild als
Kennzeichen des Haager Abkommens vor
allem für die kämpfende Truppe von
grösster praktischer Bedeutung.

Die «unmittelbare Umgebung»

Bei der Beurteilung der Frage, ob an
einem unbeweglichen Kulturgut das
Kennzeichen des Haager Abkommens

angebracht werden soll, geht
es unter anderem darum, die
«unmittelbare Umgebung» im Sinne von
Artikel 4 dieses Abkommens zu
definieren oder doch wenigstens im
Einzelfall festzulegen. Es liegt im Interesse

des Kulturgüterschutzes, den
Begriff «unmittelbare Umgebung»
möglichst weit zu fassen, während
den Streitkräften daran gelegen ist,
in ihrer Bewegungs- und
Handlungsfreiheit durch die geschützte
unmittelbare Umgebung nicht erheblich

eingeschränkt zu werden. So
sieht denn Artikel 25 der
Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz
über den Schutz der Kulturgüter bei
bewaffneten Konflikten die Konsultierung

des Eidgenössischen
Militärdepartements vor, ohne die das
Eidgenössische Departement des Innern
dem Bundesrat nicht Antrag auf Zu-
erkennung des einfachen
Kulturgüterschildes als Schutzzeichen stellen
kann. Es muss also bei der Behandlung

der Vorschläge der Kantone für
die Zuerkennung des einfachen
Kulturgüterschildes eine Lösung
angestrebt werden, die weder die Interessen

des Kulturgüterschutzes erheblich

verletzt, noch die Erfordernisse
der militärischen Kriegführung
ungebührlich missachtet.
Im europäischen Kolloquium über
die Anwendung des Haager Abkommens

hat ein ausländischer Experte
die Auffassung vertreten, eine an ein
schützenswertes Baudenkmal dicht
angrenzende öffentliche Strasse
gehöre zur unmittelbaren Umgebung
des Kulturgutes, weil mit der Benützung

dieser Strasse durch die Truppe
im Fall eines bewaffneten Konfliktes
das Baudenkmal durch Kampfhandlungen

gefährdet würde. Andere
Experten machten hingegen darauf
aufmerksam, dass im Interesse der
militärischen Landesverteidigung
der Truppe nicht von vornherein die
Möglichkeit genommen werden dürfe,

eine an ein Baudenkmal angrenzende

Strasse zu benützen. Nach
einer ausgiebigen, aufschlussreichen
Aussprache kamen die Teilnehmer

des Kolloquiums zum Schluss, der
Begriff «unmittelbare Umgebung»
dürfe nicht extensiv ausgelegt werden

und sei im eigentlichen Sinn des
Wortes aufzufassen. Was damit
gemeint ist, lässt sich sehr anschaulich
am Beispiel des Schlosses Chillon
darlegen.
Im 9. Jahrhundert wurde in einem
damals strategisch wichtigen
Geländeabschnitt auf isoliertem Felsen am
Seeufer des Genfersees mit dem Bau
des mächtigen Schlosses Chillon
begonnen, dessen Aus- und Umbau
sich über mehrere Jahrhunderte
erstreckte. Durch die Schriftsteller
Lord Byron und Victor Hugo auch
im Ausland berühmt geworden, ist
das Schloss Chillon heute eine der
schönsten, grössten und besterhaltenen

Burgen der Schweiz. Der
Gedanke liegt deshalb nahe, dieses
Baudenkmal von überragender
Bedeutung in das «Internationale Register

für Kulturgut unter Sonderschutz»

eintragen zu lassen, damit es,
im Gegensatz zu Kulturgütern unter
Normalschutz, in den Genuss des
verstärkten völkerrechtlichen Schutzes

gelangt. Nun kann aber gemäss
Artikel 8 des Haager Abkommens
nur eine begrenzte Anzahl von
Bergungsorten zur Unterbringung
beweglicher Kulturgüter bei bewaffneten

Konflikten, von Denkmalzentren
und von andern sehr wichtigen
unbeweglichen Kulturgütern unter
Sonderschutz gestellt werden. Voraussetzung

hiefür ist allerdings, dass sie
sich «in ausreichender Entfernung
befinden von grossen Industriezentren

oder von wichtigen militärischen

Objekten, die als solche
empfindliche Punkte darstellen», und
dass diese Kulturgüter nicht für
militärische Zwecke verwendet werden.

Für das Schloss Chillon ist eine
dieser Voraussetzungen ganz eindeutig

nicht erfüllt; denn dieses Kulturgut
befindet sich nicht in

ausreichender Entfernung von wichtigen
militärischen Objekten, zu denen
gemäss den Bestimmungen von Artikel
8 auch Hauptverkehrsadern zählen.
Auf dem Uferglände führen vier
Verkehrswege am Schloss Chillon
vorbei, nämlich die allerdings
unbedeutende Avenue du Chateau, die
doppelspurige Simplon-Linie der
Schweizerischen Bundesbahnen, die
Route cantonale Nr. 780 und überhöht

der Viadukt von Chillon der
«Autoroute du Léman». Drei dieser
vier Verkehrswege sind
Hauptverkehrsadern. Dazu kommen die
verschiedenen militärischen
Verteidigungsanlagen zur Verstärkung des
Geländes an der Stelle, die auch von
den Erbauern des Schlosses als
strategisch wichtig angesehen worden
war.
Unter diesen Umständen kommt die
Unterstellung des Schlosses Chillon
unter Sonderschutz des Haager
Abkommens nicht in Frage, wohl aber
die Zuerkennung des einfachen
Kulturgüterschildes, der die Feststellung
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eines Kulturgutes, das Anspruch auf
Respektierung gemäss Artikel 4 des
Abkommens hat, erleichtert. Weil
aber auch beim Normalschutz die
Interessen des Kulturgüterschutzes
mit denen der militärischen
Landesverteidigung in Einklang zu bringen
sind, ist es aufschlussreich zu
vernehmen, was Oberstleutnant
Bernard Barbey im Zusammenhang mit
einer Inspektion der Gebirgsbrigade
10 anfangs September 1940 in seinem
Buch «P. C. du Général — Journal
du Chef de l'Etat-major particulier
du Général Guisan, 1940—1945» auf
Seite 39 über den operativen oder
taktischen Wert der militärischen
Anlagen beim Schloss Chillon
geschrieben hat: «Chillon est le type
du passage obligé, du point fort
antichars. C'est la nature qui l'a voulu. Il
semble toutefois —¦ mais c'est une
opinion toute personnelle — que les
dépenses récemment affectées à ce
point auraient été plus utiles dans
n'importe quel autre secteur du
réduit, plutôt qu'à ce Morgarten du
Léman. En revanche, ce qui manque,
à mon sens, c'est la notion d'un
système de mines dans le lac et dans la
plaine du Rhône. Le danger, ici, ce
sont, par les jours de brouillard,
comme nous allons en avoir à

l'automne, une entreprise amphibie ou
parachutée sur la rive ou dans la
plaine, exploitée vers les Alpes d'Aigle

ou de Bex —¦ entreprise que le
canon de Chillon ou de Saint-Maurice

ne suffirait pas à tenir en échec.»
Minister Barbey, der am 25. Januar
1.970 in Paris tödlich verunglückt ist,
hat sein Tagebuch im Jahre 1948
veröffentlicht, also vor dem
Zustandekommen des Haager Abkommens
für den Schutz von Kulturgut bei
bewaffneten Konflikten vom 14. Mai
1954. Schon damals und nicht erst als
ständiger Delegierter des Bundesra¬

tes bei der Unesco und als Mitglied
des Exekutivrates der Unesco hat
Barbey als Offizier und Schriftsteller

den Interessenkonflikt zwischen
militärischer Landesverteidigung
und Kulturgüterschutz erfasst. Auch
wenn es sich um eine rein persönliche

Meinungsäusserung handelt, ist
sie doch ein Fingerzeig dafür, in
welcher Richtung eine vernünftige,
tragbare Lösung zu suchen ist. Ganz
sicher erweist es sich nicht als
zwingende militärische Notwendigkeit,
das Schloss Chillon und seine
unmittelbare Umgebung im eigentlichen
Sinn des Wortes von vorneherein in
das militärische Verteidigungsdispositiv

einzubeziehen.

Schlussfolgcrung

Der Testfall Chillon ist auch für
andere unbewegliche Kulturgüter, die
unter Normalschutz stehen und mit
dem einfachen Kulturgüterschild
ausgestattet werden können,
grundsätzlich massgebend; er lässt folgende

Schlüsse zu.
1. Der Begriff «unmittelbare Umgebung»

im Sinne von Artikel 4 des
Abkommens muss eher einschränkend

als weitherzig ausgelegt werden.

Keinesfalls darf ein Geländegürtel

bestimmter Breite um das
Kulturgut herum als unmittelbare
Umgebung bezeichnet werden, wie
dies in einer Uebungsanlage einmal
geschehen ist; denn in Gegenden mit
einer Vielzahl schützenswerter
Baudenkmäler würden sich diese Gürtel
der unmittelbaren Umgebung oft
überschneiden, so dass die Truppe in
ihrer Bewegungs- und Handlungsfreiheit

ungebührlich eingeschränkt
würde, was zwangsläufig zu einer
Missachtung des Kulturgüterschildes
und zur Aufhebung der Unverletz¬

lichkeit sowohl für die zu gross
bemessene «unmittelbare Umgebung»
als auch für das Kulturgut selber
führen könnte. Es liegt im Interesse
des Kulturgüterschutzes, gerade bei
der Auslegung des Begriffs der
unmittelbaren Umgebung den Anforderungen

der militärischen Kampfführung
weitgehend Rechnung zu

tragen.

2. Bei der Zuerkennung des einfachen

Kulturgüterschildes hingegen
darf eine gewisse Grosszügigkeit an
den Tag gelegt werden; denn der
Zweck dieser Kennzeichnung ist ja
gerade, den Streitkräften wie auch
der Bevölkerung das Feststellen von
besonders schützenswerten Kulturgütern

zu erleichtern.
3. Abgesehen vom absoluten,
unabdingbaren Verbot des Diebstahls, der
Plünderung und der sinnlosen
Zerstörung von Kulturgut kann eine
gegnerische Vertragspartei von der
eingegangenen Verpflichtung,
Kulturgut zu respektieren, gemäss Artikel

4, Absatz 2, des Abkommens
abweichen, sofern eine militärische
Notwendigkeit dies zwingend erfordert.

Auch die eigenen Truppen können,

gestützt auf Artikel 21 der
Vollziehungsverordnung vom 21. August
1968 zum Bundesgesetz, die
Unverletzlichkeit von nicht unter Sonderschutz

stehendem Kulturgut in
Ausnahmefällen aufheben, in denen eine
militärische Notwendigkeit besteht.
Die Feststellung einer zwingenden
militärischen Notwendigkeit sowohl
durch den Gegner als auch durch
den örtlich zuständigen Führer der
eigenen Truppe ist eine Ermessensfrage,

die im Kampfgebiet aus
verständlichen Gründen wohl eher zu
Ungunsten des Kulturgüterschutzes
entschieden wird.
4. Würde lediglich im Hinblick auf
eine möglicherweise eintretende mi-

Schloss Chillon und Umgebung, ein
besonders aufschlussreiches Beispiel
für die Möglichkeiten und
Schwierigkeiten des Kulturgüterschutzes
bei bewaffneten Konflikten
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litärische Notwendigkeit auf das
Anbringen des Kulturgüterschildes am
Schloss Chillon oder an einem
andern ähnlich gelagerten Baudenkmal
verzichtet, könnte eine gegnerische
Besetzungsmacht daraus den
verhängnisvollen Trugschluss ziehen,
eine Verwendung des Kulturgutes
für militärische Zwecke sei auch ohne

zwingende militärische Notwen¬

digkeit ohne weiteres zulässig, weil
ja die örtlich zuständige Behörde
selber auf die Kennzeichnung mit
dem Schutzzeichen des Haager
Abkommens verzichtet habe. Eine
derartige Haltung würde zwar dem Sinn
des Abkommens widersprechen,
musste aber im Fall eines bewaffneten

Konfliktes von der Gegenpartei
doch gewärtigt werden. Es empfiehlt

sich daher, bei der Prüfung von
Anträgen um Zuerkennung des
Kulturgüterschildes den Entscheid ohne
Rücksicht auf eine im Kampfgebiet
allenfalls sich ergebende militärische
Notwendigkeit zu fassen, weil ja das
Haager Abkommen unter bestimmten

Voraussetzungen eine vorübergehende

Aufhebung der Unverletzlichkeit
eines Kulturgutes vorsieht.

Das Bundesamt für Zivilschutz am 11. Schweizerischen Zwei-Tage-Marsch in Bern

¦¦.,¦'¦¦ s

¦y

-th. Mit einer Beteiligung von 9000

Teilnehmern aus 11 Nationen wurde
in Bern am 8./9. Mai unter dem
Patronat des Schweizerischen
Unteroffiziersverbandes der 11. Schweizerische

Zwei-Tage-Marsch durchgeführt.

Erstmals war das Bundesamt
für Zivilschutz durch eine Marschgruppe,

geführt von Martin Gerber,
vertreten, die im ausserdienstlichen
Einsatz täglich 40 km marschierte.
Unser Bild zeigt die Gruppe am
zweiten Marschtag nach 80 km
Leistung beim leider verregneten
Einmarsch in die Bundesstadt. Der
Zivilschutz war auch durch Gruppen
aus der Bundesrepublik Deutschland

und durch die Damengruppen
des dänischen Zivilschutzes sehr gut
vertreten. Der 12. Schweizerische
Zwei-Tage-Marsch wird am 15.116.

Mai 1971 durchgeführt. Bitte das
Datum vormerken und heute schon mit
dem Training beginnen.
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DIESEL_
GM-Anlagen für schweizerische Verhältnisse
20-750 kVA mit elektrischer Ausrüstung BBC oder MFO

GENERAL MOTORS SUISSE S.A. BIEL
DIESEL-ABTEILUNG TEL. (032) 2 61 61
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